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Der Fall eines Schweizer Bürgers, seiner brasilianischen Ehefrau und deren Kindern aus erster Ehe 
lässt aufhorchen. Herr G. hat 2009 seine Frau, eine brasilianische Staatsbürgerin, geheiratet. Frau G. 
hat drei Kinder aus erster Ehe, von denen zwei zum Zeitpunkt der Neuverheiratung noch minderjährig 
gewesen sind. Aus diesem Grund hat Frau G. ihre beiden Kinder, Sohn V. (Jg. 93) und Tochter M. 
(Jg. 98) ursprünglich basierend auf dem Familiennachzug mit sich in die Schweiz nehmen wollen. Ein 
erstes Gesuch für Familiennachzug wurde der Familie G. gewährt. 

Ausbildungshalber, respektive zur Leistung des obligatorischen Militärdienstes kehrten beide Kinder 
kurzzeitig nach Brasilien zurück. Nach Abschluss des Militärdiensts wurde für Sohn V. erneut ein 
Gesuch um Familiennachzug gestellt, welches gewährt worden ist. Sohn V. lebt mittlerweile seit 
mehreren Jahren in der Schweiz und macht hier eine Lehre. Nachdem Tochter M. ihren 
Schulabschluss gemacht hat, stellte Familie G. erneut ein Gesuch um familiären Nachzug von M., 
erhielt hierauf jedoch einen Negativentscheid. Tochter M. war zum Zeitpunkt der Gesuchseinreichung 
noch immer minderjährig. 

Als Begründung brachte die Vorinstanz des Migrationsamtes in seinem Negativentscheid unter 
anderem an, dass es aus integrationspolitischer Sicht nicht erwünscht sei, Jugendliche im Alter von 
knapp 18 Jahren in die Schweiz zu holen. Das daraufhin angerufene Migrationsamt stützte den 
vorinstanzlichen Entscheid und führte in seiner Entscheidbegründung explizit aus, dass die 
Grossmutter in Brasilien eine enge Bezugsperson für Tochter M. sei. Die Grossmutter von M. ist 
mittlerweile verstorben. 

Angesichts der geschilderten Tatsachen lässt sich eine klare Diskriminierung von Schweizerinnen und 
Schweizern gegenüber EU/EFTA Angehörigen feststellen. Deshalb bittet der Interpellant den 
Regierungsrat um Beantwortung folgender Fragen: 

Laut Einschätzung verschiedenster Experten werden Schweizerinnen und Schweizer, welche mit einer 
Person aus einem Drittstaat verheiratet sind, gegenüber EU/EFTA-Angehörigen benachteiligt. Wäre 
Herr G. beispielsweise deutscher Staatsangehöriger, dürfte er seine minderjährige Stieftochter M. 
auch nach mehr als 5 Jahren nachziehen (Art. 42 AuG, resp. Art. 3, Abs. 2 Anhang 1 FZA). 

1. Der Kanton St. Gallen hat diese Benachteiligung erkannt und legt das AuG liberaler aus, damit 
Schweizerinnen und Schweizer gegenüber EU/EFTA-Angehörigen nicht diskriminiert werden. 
Damit wird die Benachteiligung von verheirateten Schweizerinnen und Schweizern im Bereich 
des Familiennachzugs Drittstaatangehöriger verhindert. Kennt der Regierungsrat diese 
kantonale Praxis? Was unternimmt der Kanton Basel- Stadt, um diese Diskriminierung von 
Schweizerinnen und Schweizern zu verhindern? 

2. Würde es der Regierungsrat als sinnvoll erachten, wenn Familie G. beispielsweise nach 
Deutschland ziehen würde, um dort erneut und mit neuem Fristenlauf einen Antrag auf 
Familiennachzug für Tochter M. zu beantragen? 
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